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Stadt Stolberg (Rhld.)   Stolberg, 26.01.2011
Der BÜRGERMEISTER

EINLADUNG

zu einer Sitzung des Hauptausschusses

HA
Sitzungskennziffer: XVI / 19
Tag der Sitzung: Dienstag, 15.02.2011
Ort der Sitzung: Rathaus, Ratssaal
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr

Tagesordnung (Beratungspunkte):

a) Feststellung der Beschlussfähigkeit

b) Feststellung der form- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der
Öffentlichkeit gemäß § 27 Absatz 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die
Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.)

c) Beschlussfassung über die Tagesordnung

A) Öffentliche Sitzung:

1. Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen:

a) Antrag der SPD-Fraktion vom 05.01.2011:
hier: Winterdienst

b) Antrag der CDU-Fraktion vom 06.01.2011:
hier: Austausch VZ 205 gegen VZ 206 im Bereich Zweifaller Straße / Aachener
Straße / Steinweg

c) Antrag der CDU-Fraktion vom 09.01.2011:
hier: Erarbeitung Stadtentwicklungskonzept in Anlehnung an das Aachener

Projekt “Aachen 2030"

d) Antrag der SPD-Fraktion vom 17.01.2011:
hier: Versetzung Absturzsicherung im Bereich Josef-von-Görres-Straße

e) Antrag der Fraktion Die LINKE vom 19.01.2011;
hier: Kostenloses Parken an Samstagen in der gesamten Innenstadt

f) Antrag der Fraktion Die LINKE vom 19.01.2011;
hier: Entwickeln eines Dienste übergreifenden Aktionsplanes für besonders

heftige Wintereinbrüche

2. Teil- und unrentierliche Investitionen 2011 - Vorlage wird nachgereicht -

3. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen
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B) Nichtöffentliche Sitzung:

1. Verkauf eines Baugrundstückes Duffenterstraße

2. Erwerb eines Grundstücks B-Plan 148

3. Leitungsrecht Steinbachshochwald

4. Verkauf einer Straßensplissparzelle im Bereich Amaliastraße

5. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

Ferdi Gatzweiler
Bürgermeister
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Rat der Stadt StolbergSPD Fraktion im

Vorsitzender: DieterWolf
Rathaus Stolberg
Rathausstr. I l-13
52222 Stolberg
srrd.fraktionCdstolberg.de

Tel/Fax 0240213481

SPD Fraktion Rathausstr. 11-13 52222 Stolberg

Herrn
Bürgermeister
Ferdi Gatzweiler

Stolberg 05.01 .2011

nächsten Hauptausschusssitzun gen zu setzen.

Wir erwarten einen kritischen Erfahrungsbericht der Verwaltung über
vielf?iltigen Probleme, die im Zusammenhang mit der jüngsten,
Schneeperiode entstanden sind und ob und welche
Zd<unft gezogen werden müssen.,
Das derzeitige Konzept der Schneebeseitigung, das die Verantwortung
weitgehend - insbesondere für die Wohn- und Nebenstraßen - auf die Anlieger,
d.h. unsere Bürgerinnen und Bürger überträgt, wurde beschlossen im Hinblick
auf die kurzen. schneearmen Winter: die wir über ein Jahrzehnt bis 2008
verzeichneten.
Es ist zu hinterfragen, ob dieses Konzept auch trägtbei Wintern, die wir 2009
und jetzt2}I} erleben. Die Erwartung, dass Anlieger in der Lage sind für Ihren
Bereich Bürgersteige und Fahrbahnen !! von Schnee und Eis frei zu halten,
erscheint uns hinsichtlich der Schneemassen fraglich und flihrt insbesondere bei
älteren Menschen nt einer völligen Überforderung. Als Resultat waren
Anlieger- und Nebenstraßen nicht oder nur unter unzumutbaren Bedingungen
befahrbar. Wir halten es deshalb fürr angezeigt, dass sich Verwaltung und Rat
dieser Problematik erneut annehmen.

Mit freundlichen Grüßen
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S.tadt Stotberg (RhldJ
l o  -  ,_ ,- I" Jan. ?8{3

Fraktionsvorsitzender



Karina Wahlen, Ratsmitglied CDU - Fraktion
Martin Hennig, Sachkundiger Bürger CDU - Fraktion
Adolf Konrads" Ratsmitslied CDU - Fraktion

Herrn
Btirgermeister
Ferdi Gatzweiler
Rathaus

Wird von der Fraktion übernommen:

H D 15,07
n)t,

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Gatzweiler,

hiermit beantragen wir, an der Einmündung Zweifaller Straße / Aachener Straße / Steinweg
das unmittelbar vor der Einmündung auf der Zweifaller Straße angebrachte Verkehrszeichen
Vorfahrt gewähren (Nr.205 Anlg. 2 SIVO) gegen Verkehrzeichen Halt, Vorfahrt gewähren
(Nr. 206 Anlg.2 StVO) auszutauschen,

Begründung:

An der vorgenannten Einmündung kommt es immer wieder zu erheblichen Verkehrsgefahren,
da abbiegende Fahrzeugftihrer von der Zweifaller Straße nach rechts in den Steinweg bzw.
nach links in die Aachener Straße überwiegend davon ausgehen, dass insbesondere aus
Riehtuxg Aachener Suaße ko'tnmEnde Tahzeuge gruncisätzlich nach rechts in <iie Zweifaiier
Straße einbiegen. So ist die Aufmerksamkeit auf Fahrzeuge, die geradeaus in den Steinweg
fahnen nur sehr gering. So entstehen immer wieder geftihrliche Fahrmanöver und es sind nicht
selten erhebliche Unfallgefahren und Bremsmanöver zu beobachten. Hinzu kommt, das die
Fahrzeuge, die den verkehrsberuhigten Bereich des Steinweges in Richtung Aachener Straße /
Zweifaller Straße verlassen, mehrheitlich nicht mit Schrittgeschwindigkeit sondem stark
beschleunigend auf die Einmündung zufahren.
Aus diesen Gninden erscheint es geboten, die Verkehrzeichen wie vorgeschlagen
auszutauschen, damit an dieser Stelle eine
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Adolf KonradsTKarina Wahlen

Stadt Stolberg (Rhtd,)
l0l ,u .,f *rr. iilll

Bürgermeister

Stolberg, 06.01.2011
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Sparkasse Aachen BLZ 39o 5oo oo

Sto lberg ,09 .  De2.2010

Antrag

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Gatzweiler,

die CDU-Fraktion beantragt, Hauptausschuss und Rat mögen beschließen:

Die Velwaltung wird beauftragt,

1. ein städtebauliches Gesamtkonzept, bzw. ein Stadtentwicklungskon-
zept - beginnend mit einer Strukturanalyse, aus der Leitbilder ent-
wickelt werden können - zu erarbeiten, welches Lösungsmöglichkei-
ten zu aktuellen und wahrscheinlich künftig auftretenden Problemen
bietet und Planungssicherheit schafü. Die hiermit befassten Sachbe-
arbeiter sollen sich auf regelmäßiger Basis zusammenfinden, um die
einzelnen Foftschritte ihrer Arbeit zu bündeln.

2. so genannte ,,Schlüsselinterviews" mit Personen aus verschiedenen
gesellschaftlichen Bereichen zat führen.

3. so genannte Verwaltungswerkstätten einzurichten, in denen die ver-
schiedenen Handlungsfelder des Gesamtkonzepts zunächst einzeln
innerhalb der Verwaltung erarbeitet werden.

4. eine Lenkungsgruppe mit Angehörigen der Politik und der Verwal-
tung und der Bürgerschaft einzurichten, die den Gesamtprozess be-
gleitet.

5. sg genannte ,,Stadtwerkstätten" einzurichten, durch welche die Bür-
ger aktiv an der Erarbeitung des Gesamtkonzepts teilnehmen kön-

/ 
Postanschrift:

I Rathaus
I D-Szzzo Stolberg

. Tel. +4g2402L3zrs
Fax +49 z4ozt3 48o

-Mail fraktion(Dcdu-stolberg.de ,,/
www.cdu-stolu"rg.O"/fä[i* ,/

,/
Konto6Slr:r:119/

Herrn
Bürgermeister
Ferdinand Gatzweiler
o.V.i.A
Rathaus

l01Jan. äüft
Bürgermeister



nen. Dies muss räumlich und kann auch digital angeboten werden,
Bei strittigen Themen muss die Möglichkeit zur Abstimmung gewähr-
leistet seln.

6. neben den ,,Stadtwerkstätten" auch so genannte Fachwerkstätten
einzurichten, in denen stadteigene und externe Fachexpeften für die
einzelnen Gebiete zusammenkommenr ufir einzelne Themen intensiv

bearbeiten.

7. dte Foftschritte und den Entwicklungsstand des Gesamtkonzepts, so
wie auch das Gesamtkonzept an sich I z.rm Beispiel in Form eines
strategischen Handlungskatatogs, der öffentlichkeit zugänglich zu
machen.

8. im Jahr 2011 mit der Aufstellung eines neuen Flächennutzungsplans
für Stolberg zu beginnen.

Begründung:

In Anlehnung an das Aachener Projekt,,Aachen 2030" möchte die CDU-Fraktion Stol-
berg auch für Stolberg ein Stadtentwicklungskonzept erarbeiten. Uns geht es darum,
Stolbergs wiftschaftliche und gesellschaftliche Strukturen zu stärken und Planungssi-
cherheit für die Bürger zu schaffen.

Wir halten in diesem Zusammenhang die Neuaufstellung eines Flächennutzungs-
plans, sowie eine fundiefte Rahmenplanung für unerlässlich. Der derzeitige Flächen-
nutzungsplan wurde im Jahr 1981 aufgestellt und muss ständig aktualisiert werden.
Der zeitliche Aufwand, der hierdurch entsteht, hindeft die Verwaltung leEtlich daran,
sich anderen wichtigen Projekten widmen zu können. Eine Neuaufstellung ist hier
effizienter und langfristig gedacht auch kostengünstiger. Viele Bauflächen sind auf
einem veralteten Flächennutzungsplan überhaupt nicht realisierbar.

Durch die seit 1980 stark entwickelte und immer mehr durch europarechtliche Vor-
gaben geprägte Umweltgese?gebung sowie durch die Novellierungen des Bauge-
seEbuchs von 1998 und 2004 haben sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen für
die vorbereitende Bauleitplanung erheblich verändert.
Für die Planung der künftigen am GrundsaE der Nachhaltigkeit orientieften Sied-
lungsentwicklung sind daher zunächst realistische Prognosen zur Ermittlung des Be-
dafs an Wohn- und gewerblichen Bauflächen sowie eine umfassende ökologische
Bestandsaufnahme im Rahmen der Landschaftsplanung erforderlich. Dabei sind die
demografische Entwicklung und die Veränderungen unserer Wiftschaft durch die
Globalisierung sowie die Berücksichtigung der unterschiedlichen Bedürfnisse von
Menschen jeden Alters und Geschlechts in allen Lebensrealitäten auch unter dem
Aspekt von Gender Mainstreaming ebenso zu berücksichtigen wie die inzwischen ge-
wonnenen Erkenntnisse über die Notwendigkeit einer ressourcen- und umweltscho-
nenden Siedlungsentwicklung. Es datf nicht übersehen werden, dass auch bei einer
starken Abschwächung des bisherigen Bevölkerungswachstums weiterhin ein erhebli-
cher Bedarf an Flächen für den Wohnungsbau besteht, weil der individuelle Wohnflä-
chenzuwachs vor allem wegen der Veränderung in der Altersstruktur unserer Bevöl-



kerung nicht zum Stillstand kommen wird. Die Globalisierung und der auch in Stol-
berg foftgeschrittene Wandel von einer Produktions- zu einer Dienstleistungsgesell-
schaft führen nicht dazu, dass auf neue gewerbliche Bauflächen für die Bereiche Pro-
duKion, Handwerk und Distribution ganz vezichtet werden kann. Auch hier besteht
in Zukunft vor allem für die Verlagerung expandierender Betriebe zumindest in ge-
wissem Umfang weiterhin Bedaf an geeigneten Gewerbeflächen,

Der Flächennutzungsplan von 1981 ist durch einen an absehbaren ökonomischen
und gesellschaftlichen Entwicklungen orientieften neuen Flächennutzungsplan zu er-
seüen, der in ausreichendem Umfang tatsächlich realisierbare Bauflächen darstellt.

Wir möchten bei der Erarbeitung des städtebaulichen Gesamtkonzepts eine größt-
mögliche Bürgerbeteiligung erreichen und fordern deshalb, die Bürgerschaft aktiv in
den Planungsprozess mit einzubeziehen. Dies sollte durch die von uns gestellten An-
träge gewährleistet sein.
ProjeKe wie Stuttgart 2L zeigen, dass die Bürger vor Oft politisch interessiert sind
und ihren Lebensraum politisch aktiv mitgestalten wollen. Deshalb ist es unser Ziel,
den Bürgerinnen und Bürgern von Anfang an eine Plattform zur Beteiligung an dem
Projekt zu bieten. Nur so kann sichergestellt werden, dass am Ende des Prozesses
ein Gesamtkonzept entsteht, das von der Mehrheit der Bevölkerung getragen wird.

Auch in einer schlechten wiftschaftlichen Lage ist ein solcher Flächennuuungsplan
eine gute, langfristige Investition. Alleine die Aufstellung eines solchen kann mehrere
Jahre dauern. Damit auch der Flächennutzungsplan und das städtebauliche Gesamt-
konzept ihren Teil dazu beitragen können, dass die Stadt Stolberg sich zukunftsorien-
tieft entwickelt und dadurch langfristig auch finanziell wieder besser gestellt sein
wird, muss hier frühzeitig mit der Erarbeitung verschiedener Konzepte begonnen
werden.

Mit)resfrdlchen Grüßen
(  /  / i r ,"J ; tr-_"*

Tim Grüttdmeier
Fra ktionsvorsitzender
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SPD Fraktion im Rat der Stadt Stolberg
Vorsitzender: DieterWolf
Rathaus Stolberg
Rathausstr. 11-13
52222 Stolbery
spd. fraktion69stolberg. cie

TellFax 02402 13481

SPD Fraktion Rathausstr. 11-13 52222 Stolberg

An den Bi.irgermeister
Herrn
Ferdi Gatzweiler

im Hause

Stolbere 17.0L201.1

Ztunanltge / Absturzsicherung im Bereich der Josef - von - Görres - Straße
im Bereich zwischen der Kurve ,,Einmündung Am Halsbrech" und der Kurve ,,Einmündung
Trockener Weiher".

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
hiermit beantrage ich, dass die vor einigen Wochen errichtete Zatnanlage (Absturzsicherung) mitten
auf dem Gehweg im Bereich der Josef-von-Görres-Straße versetzt wird oder eine der Umgebung
(Blick zur Altstadt und Burg) angepasste Absturzsicherung (eingektirzte Höhe) mit ausreichendem
Platz für Fußgänger eingerichtet wird,
Außerdem soll die noch vorhandene alte und defekte Absturzsicherung, bestehend aus einer
Stahlträgerkonstruktion, mit einfachen Mitteln (Absägen/Abschneiden) oberhalb der Fundamente
entfemt werden.

Begründung:
Die Anwohner beklagen sich darüber, dass die neue Zaunanlage (Absturzsicherung) mitten auf dem
Gehweg errichtet wurde. Außerdem ist der hohe Zaun der in der Altstadt liegenden Umgebung nicht
angepasst. Darüber hinaus müssen Fußgänger die Straße queren, da der verbliebene Bereich des
Gehweges zu schmal für eine Person ist.

Der Gehweg in diesem Teil der Josef-von-Görres-Straße wird häufig von Eltern mit
Kindergartenkindern (2. Teil im Kinderwagen), Schülem und auch älteren Menschen benutzt.
Betrachtet man die momentane Situation, so wird deutlich, dass die Verkehrssicherheit von
Fußgängern durch den Eingriff beeinträchtigt und eine Anderung dringend notwendig ist.

Um unnötig hohe Kosten für die Stadt Stolberg zu venneiden, könnten die Arbeiten von eigenen
Mitarbeitern des Bauhofes oder aber von der Firma Low-Tec ausseftihrt werden.

Stadt $tolberg (Rhld.)

I g. "!an, ?*!l

Der Bürgermeistar

dlichem Gruß

Dieter Wolf
Ratsmitglied
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An den Bürgermeister der Stadt
Stolberg

Fraktion DlELlNKE.Stolberg
Rathausstraße 44

52222 Stolberg
Tel: O24Q2?6683-2Q

Fax: O2402/99909 920
http : /lwww. I i n ke-stolberg. de

ciieli nke. fraktion @stelberg.de

19. Januar 201 1
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Fraktionsantrag der Fraktion ,,DlE LINKE im Rat der Stadt Stolberg:
Kostenloses Parken in der gesamten lnnenstadt an Samstagen

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Gatzweiler,

Die Politik, sowie die Gewerbetreibenden beklagen immerwieder die mangelnde Alceptanz
in Stolberg einzukaufen. Wie auch der Presse zu entnehmen geht, unter Anderem, aus
diesem Grunde sehr viel Kaufkraft aus Stolberg an andere Städte in der Region verloren.

Antrag:

Der Rat der Stadt Stolberg beschließt, dass im gesamten Stadtgebiet Stolbergs an
Samstagen keine Parkgebühren zu entrichten sind.

Begründung:

Diese Maßnahme führt zu mehr Akzeptanz und mehr Umsatz der Stolberger Geschäftswelt,
und es werden Arbeitsplätze in Stolberg erhalten und geschaffen.

$lit treundlichen Grüßen,

Vt,ffi
Mathias Prußeit



An den Bürgermeister der Stadt
Stolberg

tlnt7,Az.,il P) /, /)
DTEffITftE
STOLBERG
Fraktion D I ELI N KE.Stolberg

Rathausstraße 4,*
52222 Stolberg

Tel'. 024O2n6683-24
Fax: A24O2l99909 920

http:/Avww.linke-stolberg.de
dielinke.fraktion@stolberg.de

19. Januar 2011

Utre Zeidlen/lhre Nackicht wrnl [unserEzrtd|stunssrENadridtvqnl T€actun
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Fraktionsantrag der Fraktion ,,DlE LINKE im Rat der Stadt Stolberg:
Entwickeln eines Dienste übergreifenden Aktionsplanes ftir besonders heftige
Wintereinbrüche.

Sehr geehrter Hen Bürgermeister Gatzweiler,

wie die vergangenen Wochen mit der erheblichen Schneebelastung gezeigt haben, benötigt
die Stadt Stolberg einen Dienste übergreifenden Plan, um zu starke Beeinträchtigungen des
öffentlichen Lebens und des Verkehr zu vermeiden.

Antrag:

Der Rat der Stadt Stolberg beschließt, dass Vertreter der Venraltung, der Dienste für Kran-
kentransporte, Feuerwehr, Polizei, ASEAG und weitere involvierte Dienste einen Aktionsplan
für die Vermeidung von Problemen bei plötzlichen und starken Wintereinbrüchen erstellen.

Begründung:

Der letzte, starke Wintereinbruch hat deutlich gezeigt, das trotz des sehr guten EinsaEes
der städtischen Mitarbeiterlnnen dem Schneechaos nicfit Henzu werden war. Kranken-
dienste kamen wegen der Schneemassen mit lhren Tragen nur unter großen Schwierigkeü-
tgn zq jhr_gry_ P4tienten. Busse führen nicht, die M{llq$uhr lonnte nur sehr eingeschränkt ar:
beiten, und vieles mehr.

Wenn Vertreter aller betroffenen Dienste gemeinsam einen Plan entwickeln, der die Priodtäi-
ten der einzelnen Dienste von vorne herein beider Schneebeseitigung berücksichtigtt, und
im Krisenfalle diese Vertreter über den kurzen Dienstweg miteinander kommunizieren, dann
sollte es in Zukunft noch besser gelingen die großen Probleme bei plötzlichen und starken
\Mntereinbrüche zu bewältigen.

Mit freundlichen Grüßen,








































